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die Handlung betreffenden Umstände die eingetretenen wirtschaftlichen Nach­
teile für wenig wahrscheinlich oder aber für wesentlich geringer als den vor­
gesehenen wirtschaftlichen Nutzen halten durfte (Wirtschaftsrisiko);

2. im Rahmen staatlich angeordneter, bestätigter oder sonst im Verantwortungs­
bereich des Handelnden liegender Forschungs-'and Entwicklungsarbeiten oder 
technisch-ökonomischer Experimente, die unter Beachtung des Standes der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse sowie verantwortungsbewußter Prüfung aller 
die Handlung betreffenden Umstände vorgenommen wurden, wirtschaftliche 
Nachteile eingetreten sind (Forschungs- und Entwicklungsrisiko).

§170

Verletzung der Preisbestimmungen

(1) Wer einen höheren als den gesetzlich zulässigen Preis fordert oder verein­
nahmt, um sich oder anderen einen ungerechtfertigten Vermögensvorteil zu ver­
schaffen oder zu sichern, wird, wenn
1. der beabsichtigte oder erlangte Mehrerlös erheblich ist;
2. der Täter bereits wegen Preisüberschreitung bestraft oder innerhalb der letzten 

zwei Jahre mit einer Ordnungsstrafe oder von einem gesellschaftlichen Organ 
der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen worden ist,

mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer fahrlässig einen höheren als den gesetzlich zulässi­
gen Preis veranlaßt und vereinnahmt und dadurch für sich oder andere ungerecht^ 
fertigt einen erheblichen Vermögensvorteil erlangt oder aufrechterhält.

(3) Der Mehrerlös ist einzuziehen. Werden berechtigte Rückforderungs­
ansprüche geltend gemacht, ist die Erstattung an den Geschädigten anzuordnen.

(4) Wer eine ihm obliegende Pflicht zur Führung des Nachweises über die 
Zulässigkeit und das Zustandekommen der von ihm berechneten Preise (Preis­
nachweispflicht) verletzt und dadurch vorsätzlich verursacht, daß die Einhaltung 
der gesetzlich zulässigen Preise nicht festgestellt werden kann, wird, wenn er 
bereits bestraft oder innerhalb des letzten Jahres disziplinarisch, mit einer Ordnungs­
strafe, von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege oder durch die Mit­
gliederversammlung einer sozialistischen Genossenschaft wegen Verletzung der 
Preisnachweispflicht zur Verantwortung gezogen worden ist, mit öffentlichem 
Tadel, Geldstrafe oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

A n m e r k u n g :  Andere Verstöße gegen das Preisrecht können als Ordnungs­
widrigkeit verfolgt werden.8

8. Vgl. § 20 der VO über Ordnungswidrigkeiten vom 16. 5. 1968 (GBl. II S. 359; Ber. S. 827), 
abgedruckt unter Reg.-Nr. 12.


